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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 31/10 B 
 
L 14 U 7/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 18 U 46/03 (SG Bremen) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Metall Nord Süd, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. März 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Be-

schluss des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 16. Dezem-

ber 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

 

G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Ver-

fahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) 

und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht durch das LSG, weil es seinem "Be-

weisantrag" ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt sei, im Hinblick auf die von ihm erlitte-

ne Angststörung die Zeugin C.             E.       zu hören. Mit diesem Vorbringen legt der Kläger 

indes eine Verletzung des § 103 SGG nicht schlüssig dar. Seiner Beschwerdebegründung ist 

nicht zu entnehmen, dass es sich um einen Beweisantrag iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

handelt, der den Anforderungen an einen Beweisantrag iS der Zivilprozessordnung (ZPO) 

entspricht (BSG SozR 1500 § 160 Nr 45; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9). 

 

Der Antrag des Klägers enthält kein Beweisthema, obwohl nach § 373 ZPO die Tatsachen, 

über welche die Vernehmung der Zeugen stattfinden soll, zu bezeichnen sind (vgl BSG 

Beschluss vom 9. März 2001 - B 2 U 404/00 B -; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6). Denn 

die Frage nach der vom Kläger erlittenen Angststörung ist keine Frage nach Tatsachen, 

sondern setzt vielfältige Wertungen und Beurteilungen hinsichtlich einer medizinischen 

Diagnose und der Beurteilung ihrer Ursachen voraus. Der Beschwerdebegründung ist auch 

nicht zu entnehmen, dass die Zeugin als damals den Kläger behandelnde Ärztin oder 

Psychologin über die von ihr damals gestellten Diagnosen befragt werden soll, sie wird vielmehr 

als damalige Lebensgefährtin des Klägers bezeichnet. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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